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ministerin fordert, wir müssten mehr Fachkräfte gewin-
nen. Vor allem Alleinerziehende haben ohne ausrei-
chende Betreuungsplätze keine Chance auf dem Arbeits-
markt und damit auch keine Chance, ihren Lebensunter-
halt selbst zu bestreiten.

Zahlreiche Expertinnen und Experten gehen davon
aus, dass der Bedarf an Betreuungsplätzen deutlich hö-
her ausfällt, als die Bundesregierung bisher annimmt.
Die bundesdurchschnittliche Betreuungsquote von 35 Pro-
zent, die bis 2013 erreicht werden soll, gilt längst als
überholt. Insbesondere in den städtischen Regionen
dürfte der Bedarf auf 40 und zum Teil bis auf 60 Prozent
steigen. Auch das ist die Realität.

Das Problem ist vor allem dort besonders groß, wo
die Betreuungsquote besonders niedrig ist. So liegt bei-
spielsweise in Teilen Niedersachsens – Herr Staatssekre-
tär, das ist unser Bundesland – die Betreuungsquote bei
nur circa 10 Prozent. Da ist noch viel zu tun. Ja, es gibt
einen Ausbau von Plätzen, aber ich denke, dieser geht
viel zu langsam vonstatten. Handlungsbedarf besteht
auch bei dem weiteren Ausbau der Qualität der Betreu-
ung. Neben einer ausreichenden Zahl der Betreuungs-
plätze dürfen wir auch die Qualität der Betreuungs- und
Bildungsangebote für unsere Kinder nicht außer Acht
lassen.

(Beifall bei der SPD)

Wir dürfen auch nicht vergessen, wie wichtig die Ge-
winnung pädagogischer Fachkräfte ist. DGB, Verdi und
GEW warnen davor, dass der enorme Bedarf an Erziehe-
rinnen und Erziehern im frühkindlichen Bereich nicht
gedeckt wird. Zu Recht weisen sie immer wieder darauf
hin, dass dieser wichtige Beruf aufgewertet und besser
bezahlt werden muss. Ich sage Ihnen: Sie haben die SPD
an Ihrer Seite.

(Beifall bei der SPD)

Für all diese Probleme, die ich genannt habe, müsste
die Bundesregierung und allen voran Frau Schröder
dringend mit Ländern und Kommunen gemeinsame Lö-
sungen entwickeln.

(Hartwig Fischer [Göttingen] [CDU/CSU]: Nein, 
das ist falsch! Verdi ist der Tarifpartner!)

Wir brauchen schnellstmöglich einen neuen Krippengip-
fel. Warum verweigert sich die Familienministerin dieser
notwendigen Forderung? Die SPD-Bundestagsfraktion
fordert in ihrem Antrag, einen solchen Krippengipfel
endlich erneut einzuberufen. Der letzte fand im Jahr
2007 statt. Wir wollen, dass der Ausbau der Betreuung
gerade auch im Bereich von Ganztagsangeboten be-
schleunigt wird.

Wir fordern schon länger, dass der Betreuungsbedarf
realistisch ermittelt wird und dass die regionalen Unter-
schiede und die Fachkräftebedarfe dabei berücksichtigt
werden. Wir brauchen hier endlich Transparenz; denn
nur so können wir bei der angestrebten Zahl der Betreu-
ungsplätze, bei der Gewinnung von Fachkräften und
auch bei der Finanzierung gezielt nachsteuern. Wir brau-
chen einen nationalen Bildungspakt für die frühkindliche
Bildung, und wir brauchen eine Fachkräfteoffensive, die
ihren Namen wirklich verdient. 

Was zu tun ist, liegt auf der Hand. Die Ministerin
müsste sich jetzt eigentlich nur noch an die Arbeit ma-
chen. Es reicht nicht aus, in Reden die bessere Verein-
barkeit von Familie und Beruf zu betonen. Wir fragen
uns: Wo bleiben die konkreten Maßnahmen?

(Beifall bei der SPD)

Was tun Sie von der Regierungskoalition, um den
Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz zu sichern? Was
unternehmen Sie, um die Kommunen beim Ausbau an
frühkindlichen Bildungs- und Betreuungsangeboten zu
unterstützen? Durch Ihre Politik, Herr Staatssekretär
Kues, haben Sie die finanzielle Lage in den Kommunen
verschärft. Ob wegbrechende Steuereinnahmen oder
massive Kürzungen bei der Städtebauförderung: Sie tun
genau das Gegenteil von dem, was für die Kommunen
dringend notwendig wäre.

Wir wollen, dass Familien echte Wahlfreiheit haben
und Beruf und Familie tatsächlich vereinbaren können.
Aber das ist bislang noch nicht der Fall. Die meisten
Paare wollen Familie und Beruf partnerschaftlich verein-
baren. Sie haben dabei in unserem Land nach wie vor
viel zu große Hürden zu überwinden. Fehlende Krippen-
plätze sind dabei noch immer die größte Hürde.

Eine moderne Familien- und Gleichstellungspolitik
muss dafür sorgen, dass echte Partnerschaftlichkeit ge-
lebt werden kann. Diese Bundesregierung und allen vo-
ran die Familienministerin müssen endlich in der Reali-
tät ankommen und die Kommunen mehr als bisher beim
Krippenausbau unterstützen. Die SPD wird die Bundes-
regierung nicht aus der Verantwortung entlassen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Frau Kollegin Caren Marks. – Nächster

Redner ist unser Kollege Marcus Weinberg für die CDU/
CSU. Bitte schön, Herr Kollege Weinberg.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Michaela Noll [CDU/CSU]: Jetzt kommt end-
lich mal was Vernünftiges!)

Marcus Weinberg (Hamburg) (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Präsident! – Meine Damen und

Herren! Liebe Frau Marks! Erstens. Wenn Herr Beck in
Rheinland-Pfalz Ihre Lyrik umgesetzt hätte, dann wären
wir in dieser Republik beim Ausbau von Krippenplätzen
wesentlich weiter.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Rheinland-Pfalz lag noch vor wenigen Jahren bei einer
Betreuungsquote von 9 Prozent. Mittlerweile liegt man
dort bei 17 Prozent. Das ist eine deutliche Steigerung.
Wer aber aus dem Nichts kommt, kann sich nur steigern.
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Zweitens. Sie haben nicht die Interpretationshoheit in
Bezug auf das, was Familie und Frauen wollen. Wir
schaffen Angebote.

(Caren Marks [SPD]: Das ist zu wenig!)

Sie fordern aber, dass alle Kinder einen Krippenplatz be-
kommen. Das ist familienpolitisch einfach falsch. Wir
wollen Familien fördern, ihnen Angebote unterbreiten
und somit eine Wahlfreiheit lassen. Wir wollen diese Fa-
milien nicht zwingen, ihre Kinder in die Krippe zu ge-
ben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich bin froh über jede Familie, über jede Mutter und je-
den Vater – das sage ich als junger Vater –, die diese
Aufgabe wahrnehmen.

Drittens. Sie haben anscheinend nichts von dem mit-
bekommen, was die Bundesregierung in den letzten Jah-
ren – übrigens auch zur Zeit der Großen Koalition – auf
den Weg gebracht hat. Deshalb ist solch eine Debatte
immer sinnvoll und gut, weil man Ihnen noch einmal er-
läutern kann, wie sich die Dinge geändert haben, seitdem
wir mit den Liberalen zusammen die Verantwortung ha-
ben.

Es reicht ein Blick auf die beiden Ressorts Familie
und Bildung. Sie sprechen immer von der Vereinbarkeit
in diesen Bereichen. Wir sprechen vom Bildungsauftrag
für die Kinder.

(Caren Marks [SPD]: Wenn Sie zugehört hät-
ten, dann wüssten Sie, dass ich davon gespro-
chen habe, Herr Kollege!)

Schauen Sie sich den Haushaltsentwurf des zuständigen
Ministeriums einmal an. Das Budget ist mittlerweile von
4,5 Milliarden Euro im Jahr 2006 auf 6,4 Milliarden
Euro gestiegen. Das ist eine Steigerung um mehr als ein
Drittel. Vergleichen Sie das einmal mit den Mitteln für
das Ressort Bildung und Forschung unter Rot-Grün. Wir
haben viele Maßnahmen in die Wege geleitet, gerade im
Bereich der frühkindlichen Bildung, die über das BMBF
finanziert werden. Hier ist das Gesamtvolumen um
54 Prozent, also auf mittlerweile 11,65 Milliarden Euro,
gestiegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Diese Koalition hat zwei Ressorts zum Schwerpunkt ih-
rer Arbeit gemacht – das gilt auch für die finanzielle
Ausgestaltung –: Familie und Bildung. Das beweist
deutlich, wo unsere Schwerpunkte liegen.

Richtig ist – darüber muss man nicht streiten –, dass
insbesondere die Flächenländer aufgefordert sind, beim
Ausbau noch zuzulegen. Wir von der Koalition haben
Ende des vergangenen Jahres in unserem Antrag deut-
lich gemacht, dass hier noch Luft nach oben ist.

Insgesamt kann man sagen, dass es seit Inkrafttreten
des Kinderförderungsgesetzes im Dezember 2008 unter
der Großen Koalition mittlerweile rund 130 000 zusätz-
liche Angebote in der Kindertagesbetreuung gibt, davon
102 000 Angebote in Einrichtungen und 28 000 in der
Tagespflege. Vor dem KiFöG wurde jedes siebte Kind
betreut. Heute ist es jedes fünfte Kind. Das heißt, bun-
desweit ist die durchschnittliche Betreuungsquote von
13,6 auf 20,4 Prozent gestiegen. Das ist viel, und das ist
gut. Das ist aber noch nicht genug.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Laut Nationalem Bildungsbericht 2010 hat sich die
Zahl des Personals in Kindertagesstätten im Jahre 2009
um 42 000 Beschäftigte erhöht. Richtig ist auch: Wir
brauchen bis zum Jahr 2013 35 000 bis 40 000 weitere
Erzieher und dazu noch 25 000 Beschäftigte in der Ta-
gespflege.

Sie sagten, dass der Bund bei diesem Projekt nichts
tut. Wir investieren gerade 4 Milliarden Euro in den
Ausbau; das zeigt, der Bund hat hier Verantwortung
übernommen. Außerdem geben wir 770 Millionen Euro
ab 2014 für die Betriebskosten aus.

(Caren Marks [SPD]: Dafür hat die SPD in der
Großen Koalition lange verhandeln müssen!
Das haben wir nämlich in der Großen Koali-
tion gesetzlich geregelt!)

Der Ministerin zu unterstellen, sie würde kein Interesse
mehr an diesem Projekt haben, ist fatal.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Nicht nur das! Das 
ist eine glatte Lüge!)

Es ist auch ein falsches Zeichen für die Öffentlichkeit,
wenn Sie mit solchen nicht unterlegten Argumenten rhe-
torisch zu glänzen versuchen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Zur frühkindlichen Bildung – auch das ist ein interes-
santer Punkt –: Der Bildungsbericht, den man immer zu-
rate ziehen sollte, belegt, wie stark die Bildungsbeteili-
gung der unter Dreijährigen – dies ist im Bildungsbericht
explizit erwähnt worden – gestiegen ist: in den alten
Ländern auf 15 Prozent und in den neuen Ländern sogar
auf 45 Prozent. Es gibt sogar eine Bildungsbeteiligung
bei Vier- und Fünfjährigen. Ich glaube, wir sind uns ei-
nig, dass man angesichts dessen sagen kann: Betreuung
und Bildung in Kitas sind richtig und wichtig. Hier lie-
gen wir mittlerweile bei einer Quote von 95 Prozent. Das
ist im Bereich der frühkindlichen vorschulischen Bil-
dung ein guter Wert.

Es stellt sich die Frage: Was tut die Bundesregierung
noch? Zum Ausbau, also zur Quantitätssicherung,
kommt in den nächsten Jahren die Qualitätssicherung,
die ebenfalls von großer Bedeutung ist, hinzu. Ich erin-
nere daran, dass wir im Jahre 2008 das Aktionspro-
gramm „Kindertagespflege“ gemeinsam mit den Län-
dern auf den Weg gebracht haben. Zwischen 2006 und
2009 stieg der Anteil der Tagespflegepersonen mit ent-
sprechender Qualifikation von 8 auf rund 22 Prozent.
Zeitgleich hat sich der Anteil der Menschen, die ohne
Qualifizierung in der Tagespflege arbeiten, auf rund
14 Prozent halbiert. Das ist das Verdienst dieses Pro-
gramms.

Außerdem gibt es die „Offensive Frühe Chancen“.
Falls Sie es noch nie gemacht haben, rate ich Ihnen: Be-
suchen Sie einmal Kitas in Ihrem Wahlkreis!
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(Beifall bei der CDU/CSU – Diana Golze
[DIE LINKE]: Dazu sage ich gleich auch noch
etwas! – Caren Marks [SPD]: Ich habe das Ge-
fühl, dass Sie gar nicht wissen, worüber Sie da
reden!)

400 Millionen Euro werden für die Sprachförderung in
Kitas ausgegeben. Es stehen also jeweils 25 000 Euro
für eine zusätzliche Halbtagsstelle zur Verfügung.

Darüber hinaus gibt es das Programm „Mehr Männer
in die Kitas“. Erst vor wenigen Wochen haben wir da-
rüber diskutiert, dass wir gerade Jungen fördern müssen,
weil sie im Hinblick auf die Bildungsentwicklung hinter
den Mädchen zurückliegen, bei der Lesekompetenz zum
Beispiel etwa ein Jahr. Sie haben damals argumentiert,
dass wir jetzt die Männer und nicht mehr die Frauen för-
dern würden, was – Verzeihung – völliger Unsinn ist. Je-
der, der sich fachlich auskennt und die entsprechenden
Entwicklungen bewerten kann, wird Ihnen bestätigen:
Wir brauchen mehr Männer in Kitas und Grundschulen.

(Michaela Noll [CDU/CSU]: Richtig!)

Die Bundesregierung hat dieses Programm, das ein Vo-
lumen von 13 Millionen Euro hat, auf den Weg gebracht.
Auch das war sicherlich richtig und wichtig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Koalition hat bereits im Dezember letzten Jahres
erste Maßnahmen eingeleitet. Hätten Sie unseren dama-
ligen Antrag gelesen, wüssten Sie, wohin wir wollen.
Wir wollen insbesondere eine Qualitätssteigerung erzie-
len. Das Ziel, das wir uns für das Jahr 2013 gesetzt ha-
ben, verfolgen wir nach wie vor. In den nächsten Jahren
kommt es darauf an, die Qualität in diesem Bereich zu
steigern. Das heißt, Gewinnung von männlichen Erzie-
hern – das habe ich schon angesprochen –, freiwillige
Zertifizierung von Kitas unter wissenschaftlicher Beglei-
tung, weitere Qualifizierung, Verbesserung der Aus- und
Fortbildung. Ich denke beispielsweise an das WiFF; in
diesem Rahmen findet unter anderem die Weiterbildung
pädagogischer Kräfte statt. Es gibt weitere Programme,
die die Bundesregierung ebenfalls finanziert, um eine
Qualifizierung durchzuführen. Bei allem Respekt: Dass
Sie sich hier hinstellen und all das ignorieren, mag Ihrer
Oppositionsrolle geschuldet sein. Das hat aber nichts mit
objektiver Wahrnehmung zu tun. Ein wenig Respekt vor
den Maßnahmen, die diese Bundesregierung ergriffen
hat, sollten Sie schon haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Caren Marks [SPD]: Aha! Alle Experten irren
sich also, nur Sie haben recht!)

Ihr Antrag, in dem Sie fordern, einen Krippengipfel
einzuberufen, ist relativ begrenzt und überschaubar. Das
ist einfach zu wenig. Wir werden die Entwicklungen
weiterhin beobachten; das gilt auch im Hinblick auf den
Ausbau.

(Caren Marks [SPD]: Genau! Mit dem Fern-
glas!)
Ich glaube, die Bundesregierung hat den richtigen Weg
eingeschlagen. Dabei werden wir sie auch weiterhin un-
terstützen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Caren Marks [SPD]: Diese Rede war ein Be-
weis für Ihre Parallelwelt!)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Kollege Weinberg, vielen herzlichen Dank. – Als

Nächste spricht für die Fraktion Die Linke unsere Kolle-
gin Frau Diana Golze. Bitte schön, Frau Kollegin Golze.

(Beifall bei der LINKEN)

Diana Golze (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! Es ist richtig: Seit einigen Jahren
ist die frühkindliche Bildung endlich ein zentrales
Thema auf der politischen Agenda. Ziel ist es, einen
Rechtsanspruch auf einen Kitabetreuungsplatz für jedes
Kind ab dem ersten Lebensjahr zu schaffen. Die Opposi-
tion ist sich darin einig, dass bislang viel zu wenig getan
wurde, um dieses Ziel zu erreichen. Inzwischen helfen
auch die Lobreden von Herrn Weinberg und der Fami-
lienministerin nicht mehr, um über den traurigen Fakt
hinwegzutäuschen, dass das Erreichen dieses erklärten
Ziels zu scheitern droht. Seit Jahren weisen Fachver-
bände, Wissenschaftler und Gewerkschaften darauf hin,
dass dieses Scheitern quasi von vornherein angelegt war,
weil man ganz bestimmte grundlegende Fragen nicht be-
achtet, sondern konsequent ausgeblendet hat.

Nehmen wir zum Beispiel die Frage nach dem tat-
sächlichen Bedarf. Das haben Sie eben kritisiert, Herr
Weinberg. Das Deutsche Jugendinstitut hat bereits im
Jahr 2007 darauf hingewiesen, dass der tatsächliche Be-
darf an Krippenplätzen wahrscheinlich höher ist als von
der damaligen schwarz-roten Bundesregierung ange-
nommen. Jüngere Daten bestätigen dies. Laut einer
Forsa-Umfrage wünschen sich inzwischen zwei Drittel
der Eltern eine frühzeitige Betreuung für ihren Nach-
wuchs. Demzufolge werden laut Deutschem Städtetag
nicht nur 750 000, sondern 1,3 Millionen Kitaplätze be-
nötigt. Gibt es darauf eine Reaktion der Bundesregie-
rung? Nein, Fehlanzeige.

Die Linke fordert seit langem, dass der Bund sich
endlich dauerhaft und in größerem Umfang als bisher an
der Finanzierung der Kindertagesbetreuung beteiligen
muss.

(Beifall bei der LINKEN)

Er darf Länder und Kommunen mit dieser Aufgabe nicht
allein lassen. Dies gilt sowohl für die zahlenmäßige Auf-
stockung der Betreuungsplätze als auch für die Qualifi-
zierung und Bezahlung des zukünftigen Personals.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Doch was bisher als Antwort von der Bundesregie-
rung kam, war zum einen Zahlenschummelei – das ma-


